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Königreich Bayern. Chemie und Mineralogie, für beſchreibende Naturwiſ⸗ 
Königlich Allerhöchſte Verordnung, die organiſchen Beſtimmungen ſenſchaften, für deutſche Sprache, Geſchichte und Geo⸗ 
für die e Schule in München betreffend. graphie, für neuere Sprachen, für Zeichnen und Mo⸗ 
Vom 6. Auguſt 1877. delliren, endlich für die Ausbildung der Aſpiranten 
Ludwig II. von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalz: des Verkehrs⸗ und Zolldienſtes erforderlich ſind; 
graf bei Rhein, Herzog von Bayern, Franken und in Schwa- 2) die Ingenieur-Abtheilung für das Fach der Bau⸗ 
ben ac. ꝛc. Wir haben die organiſchen Beſtimmungen für die und Kultur⸗Ingenieure und für das Vermeſſungsfach; 
polytechniſche Schule in München vom 12. April 1868 einer 3) die Hochbau-Abtheilung für das architektoni⸗ 
Reviſion unterziehen laſſen und hiernach den im Abdrucke bei⸗ ſche Fach; 
folgenden revidirten organiſchen Beſtimmungen Unſere Ge⸗ 4) die mechaniſch⸗techniſche Abtheilung für das Fach 
nehmigung mit der weiteren Beſtimmung zu ertheilen geruht, der Maſchinen⸗Ingenieure; 
daß. die genannte Anſtalt fortan die Bezeichnung „techniſche 5) die chemiſch⸗techniſche Abtheilung für das Fach 
Hochſchule in München“ zu führen habe. der techniſchen Chemiker und für das Berg- und Hüt⸗ 
Hohenſchwangau, den 6. Auguſt 1877. tenweſen; 
Ludwig. 6) die landwirthſchaftliche Abtheilung. 
„ Kapitel I. 


Auf Königlich Allerhöchſten Befehl 


Der General⸗Sekretär: Dauer und Eintheilung des Studienjahres. 
an deſſen Statt §. 3. Das Studienjahr beginnt am 15. Oktober und ſchließt 
der Miniſterialrath am 15. Auguſt. Außer den hierdurch bedingten Herbſtferien 
Dr. v. Völk. beſtehen noch Ferien zu Weihnachten und zu Oſtern. Die Weih⸗ 


nachtsferien beginnen am 24. Dezember und dürfen unter kei⸗ 
* Beſtimmungen für die k. bayeriſche techniſche Hoch⸗ ner Vorausſetzung auf die zwiſchen Neujahr und hl. 3 König 


ſchule in München. Vom 6. Auguſt 1877. fallenden Werktage ausgedehnt werden. Fällt der 24. auf ei⸗ 
Kapitel 1. nen Montag, ſo beginnen die Weihnachtsferien am 22. De⸗ 
Zweck und Gliederung der Hochſchule. zember. Die Oſterferien dürfen mit Einſchluß der für das 


zweite Semeſter beſtimmten Inſkriptionstage die Dauer von 4 
Wochen nicht überſchreiten; ihr Anfang und Ende bemißt ſich 
nach dem Zeitpunkte des Oſterfeſtes und wird für jedes Jahr 
im Programme der techniſchen Hochſchule, ſowie durch Anſchlag 
am ſchwarzen Brette beſonders bekannt gegeben. 

Die Pfingſtwoche darf für wiſſenſchaftliche Exkurſionen be⸗ 
nützt werden, deren Dauer ſich aber nie über dieſe Woche hin⸗ 
aus erſtrecken ſoll. 


§. 1. Die techniſche Hochſchule in München, welche 
in allen äußeren Beziehungen den Landesuniverſitäten gleich⸗ 
geſtellt iſt, gewährt eine vollſtändige theoretiſche Ausbildung für 
den techniſchen Beruf, ſowohl in den für eine allgemeine Bil⸗ 
dung erforderlichen Kenntniſſen, als auch in denjenigen Diszi⸗ 
plinen, welche auf den exakten Wiſſenſchaften und darſtellenden 
Künſten beruhen. 


8.2. Die techniſche Hochſchule gliedert ſich in ſechs Ab: Kapitel III. 


theilungen: | g 
1) die allgemeine Abtheilung mit der Aufgabe, die Umfang des Unterrichtes. ag Lehrmittel, ; 
allgemein bildenden Wiſſenſchaften, die mathemati⸗ §. 4. Der Unterricht an der techniſchen Hochſchule wird 


ſchen, naturwiſſenſchaftlichen und graphiſchen Fächer, in Form von Vorträgen, Repetitorien, Arbeiten in Laborato⸗ 
ſowie die neueren Sprachen in derjenigen Ausdeh⸗ rien und Seminarien, graphiſchen und konſtruktiven Uebungen, 
nung zu lehren, in welcher fie einerſeits die nöthige ſowie auf Exkurſionen ertheilt und erſtreckt ſich im Allgemeinen 
Grundlage für die techniſchen Studien bilden, an⸗ auf die in der Anlage aufgeführten Lehrgegenſtände. 

dererſeits für die Ausbildung der Kandidaten des hö⸗ §. 5. Die Vertheilung der Lehrgegenſtände auf die ein⸗ 
heren Lehramtes für Mathematik und Phyſik, für zelnen Semeſter iſt aus dem Programm der techniſchen Hoch— 
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ſchule erſichtlich. Daſſelbe wird vor dem Schluſſe eines jeden 
Studienjahres auf Grund der Beſchlüſſe der Lehrerräthe der 
einzelnen Abtheilungen (5. 24) von der allgemeinen Lehrerver⸗ 
ſammlung ($. 27) aufgeſtellt, hierauf dem k. Staatsminiſterium 
des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten zur Geneh⸗ 
migung vorgelegt, und nach erfolgter Genehmigung veröffentlicht. 

Das Programm enthält außerdem ſpezielle Studienpläne 
für die einzelnen Abtheilungen. Dieſe Studienpläne ſollen den 
Studirenden, welche ſich einer Abſolutorialprüfung unterziehen 
wollen, eine Anleitung geben, um ihre Studien ſo zu ordnen, 
daß fie innerhalb einer gegebenen Zeit die erforderliche theore⸗ 
tiſche Ausbildung für einen beſtimmten Beruf erlangen können. 

8.6. Vor dem Schluſſe eines jeden Semeſters wird ein 
Verzeichniß aller Vorleſungen, Praktika und Ue⸗ 
bungen veröffentlicht, welche im nächſten Semeſter an der 
techniſchen Hochſchule gehalten werden ſollen. 

Dieſes Verzeichniß, welches als weitere Ausführung des 
Programmes dient, wird auf Grund der Angaben der einzelnen 
Profeſſoren, Dozenten und Lehrer durch Vereinbarung zuſam⸗ 
mengeſtellt. 

Sollte eine ſolche nicht erzielt werden, ſo entſcheidet die 
allgemeine Lehrerverſammlung. Das Abhalten von Vorleſun⸗ 
gen und Uebungen, welche im Verzeichniſſe nicht aufgeführt 
ſind, iſt ohne nachträglich eingeholte Genehmigung des k. 


Staatsminiſteriums des Innern für Kirchen- und Schulange⸗ 


legenheiten unſtatthaft. 

8. 7. Als Hilfsmittel für den Unterricht dienen nicht 
nur die mit der techniſchen Hochſchule ſelbſt in Verbindung 
ſtehenden Sammlungen und Laboratorien, ſondern es iſt den 


Lehrern und Studirenden der Hochſchule auch die Benutzung | 


der wiſſenſchaftlichen Sammlungen des Staates nach Maßgabe 
der hierfür geltenden Beſtimmungen geſtattet. 
Studirenden zum Hören der Vorleſungen an der k. Univerſität 
nach Maßgabe der beſonderen hierfür geltenden Beſtimmungen 
berechtigt. 

Kapitel IV. 

Lehrkräfte. 

9. 8. Die Ertheilung des Unterrichtes an der technischen 
Hochſchule iſt Profeſſoren übertragen, neben welchen für ein⸗ 
zelne Lehrgegenſtände, Leitung von praktiſchen Uebungen, Ab⸗ 
haltung von Repetitorien und dergleichen Lehrer und Aſſi⸗ 
ſtenten aufgeſtellt werden können. 

Außerdem können einzelne Vorträge auch Männern von 
hervorragender wiſſenſchaftlicher Bedeutung übertragen werden, 
welche nicht als Profeſſoren oder Lehrer an der Hochſchule an⸗ 
geſtellt ſind. Dieſelben werden in ihren Beziehungen zur tech⸗ 
niſchen Hochſchule den Profeſſoren derſelben gleichgeachtet. 

§. 9. Mit dem Lehrauftrage für ein beſtimmtes Fach iſt 
in der Regel auch der Auftrag zur Ueberwachung der auf 
daſſelbe bezüglichen Sammlungen ſowie zur Leitung des be⸗ 
treffenden praktiſchen Inſtitutes verbunden. 

§. 10. Die Profeſſoren ſind Staatsdiener und ſcheiden 
ſich in ordentliche und außerordentliche Profeſſoren, von 
denen erſtere im Range der Kollegialräthe, letztere im Range 
der Kollegial⸗Aſſeſſoren ſtehen. 

Die allgemeinen ſtaatsdienerlichen Rechte und Pflichten der 
Profeſſoren bemeſſen ſich nach den bezüglich der Staatsdiener 
geltenden Geſetzen und Verordnungen. Der Gehalt derſelben, 
ſowie ihre beſonderen Dienſtesobliegenheiten werden durch das 
Anſtellungsdekret beſtimmt. 


Auch ſind die 


§. 11. Ein jeder Profeſſor iſt außerdem verpflichtet, 

1) in einem jeden Semeſter ein Verzeichniß der Vor: 
träge, Praktika und Uebungen, welche er im kommen⸗ 
den Semeſter in den ihm dekretmäßig übertragenen 
oder anderen ſeinem Lehrauftrage naheliegenden Un⸗ 
terrichtsfächern zu halten gedenkt, auf erfolgte Auf⸗ 
forderung dem Direktor der Anſtalt zu übergeben; 
in jedem Semeſter die ihm nach dem Programme 
zukommenden Vorträge, Praktika und Uebungen zu 
übernehmen, oder, ſollten ihm für ein Semeſter ſolche 
nicht zufallen, mindeſtens eine Vorleſung über eine 
der Wiſſenſchaften, für welche er angeſtellt iſt, zu 
halten; 
die von ihm im Verzeichniſſe der Vorleſungen anges 
kündigten Vorleſungen, Praktika und Uebungen wäh: 
rend der ganzen vorſchriftsmäßigen Dauer des Se⸗ 
meſters regelmäßig abzuhalten und zwar bei nicht 
obligatoriſchen Fächern, ſobald ſich mindeſtens drei 
Theilnehmer für dieſelben gefunden haben, während 
obligatoriſche ($. 40) auch vor einer geringeren Hö⸗ 
rerzahl geleſen werden müſſen; 

4) die ihm durch das k. Staatsminiſterium oder die Or⸗ 
gane der Hochſchule ſelbſt übertragenen Prüfungen, 
Beurtheilung von Preisaufgaben, ſowie ſonſtige Re⸗ 
ferate über Angelegenheiten des Unterrichtes oder der 
Hochſchule zu übernehmen; 

5) den Sitzungen der allgemeinen und beſonderen Leh⸗ 
rerverſammlungen, deren Mitglied er iſt, regelmäßig 
beizuwohnen und bei der Erfüllung der denſelben zu⸗ 
gewieſenen Geſchäftsaufgabe entſprechend mitzuwirken. 

§. 12. Die Lehrer und Aſſiſtenten ſind, dem jeweili⸗ 
gen Bedürfniſſe entſprechend, in widerruflicher Weiſe aufgeſtellt. 
Ihre Rechte und Pflichten bemeſſen ſich nach ihren Anſtellungs⸗ 
dekreten, beſonderen Dienſtesinſtruktionen und ſpeziellen An⸗ 
ordnungen des Direktors, des Vorſtandes der Abtheilung, wel⸗ 
cher ſie angehören und der Profeſſoren, welchen ſie beigege⸗ 
ben ſind. 

§. 13. Beſonders befähigte Männer, welche vom Lehrer: 
rathe einer Abtheilung für das Lehramt qualifizirt erachtet wer⸗ 
den, können auf Vorſchlag des Direktoriums durch das k. 
Staatsminiſterium als Privatdozenten an der techniſchen 
Hochſchule zugelaſſen werden. 

Sie haben keinen Anſpruch auf Gehalt oder ſeinerzeitige 
Anſtellung. Privatdozenten, welche ohne Urlaub zwei Jahre 
lang keine Vorleſung gehalten haben, werden aus der Reihe 
der Privatdozenten geſtrichen. 

§. 14. Sämmtliche Lehrer und Privatdozenten ſind den 
Beſtimmungen des §. 12 Ziffer 1—4 gleich den Profeſſoren un⸗ 
terworfen. An den allgemeinen und beſonderen Lehrerverſamm⸗ 
lungen können ſie nur auf beſondere Einladung des Vorſitzen⸗ 
den und nur mit berathender Stimme theilnehmen. 

In Rückſicht auf den Bezug von Unterrichtsgebühren und 
das Recht, Zeugniſſe auszuſtellen, werden ſie den Profeſſoren 
gleichgeachtet. 
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Kapitel V. 
Organe der techniſchen Hochſchule. 
8.15. Für die Leitung der techniſchen Hochſchule beſtehen 
folgende Organe: 
1) das Direktorium, 
2) der Lehrerrath der einzelnen Abtheilungen, 
3) die allgemeine Lehrerverſammlung. 
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§. 16. Das Direktorium iſt eine dem k. Staatsminiſte⸗ 
rium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten un⸗ 
mittelbar untergeordnete Stelle und führt die amtliche Be⸗ 
zeichnung: 

„Direktorium der techniſchen Hochſchule in München.“ 

Es beſteht aus dem jeweiligen Direktor und den Vorſtän⸗ 
den der einzelnen Abtheilungen. 

§. 17. Seine Majeſtät der König ernennt den Di⸗ 
rektor der techniſchen Hochſchule und beſtimmt die Zeitperiode, 
für welche er zu fungiren hat. 

Dem Direktor kommt für die Dauer ſeiner Funktion der 
Rang eines Kollegialdirektors und ein entſprechender Funktions⸗ 
bezug zu. 

Für Fälle vorübergehender Verhinderung des Direktors 
wird bei deſſen Ernennung zugleich ein Stellvertreter deſſelben 
beſtimmt. 

§. 18. Dem Direktor obliegt die Vertretung der Hoch⸗ 
ſchule dem k. Staatsminiſterium gegenüber, ſowie nach Außen 
in allen ihren Beziehungen, die geſammte Leitung und Ver⸗ 
waltung derſelben nach den hierfür feſtgeſetzten Beſtimmungen 
und die Verantwortlichkeit für den beſtmöglichen Stand derſelben 
in wiſſenſchaftlicher, disziplinärer und ökonomiſcher Beziehung. 

Insbeſondere kommt dem Direktor zu: 

1) die Verwendung und Verrechnung der vom Staate 
der Hochſchule zugewendeten ſowie ihrer eigenen Fonds 
innerhalb der feſtgeſetzten Etatsſummen; 
die Verpflichtung des geſammten Lehr-, Verwaltungs: 
und Dienſtperſonales und die Disziplin über das 
letztere. Die Profeſſoren, Lehrer, Privatdozenten und 
Aſſiſtenten ſind zwar in Bezug auf ihre Wirkſamkeit 
an der Hochſchule dem Direktor untergeordnet, doch 
hat derſelbe über ſie keine Disziplinargewalt, ſon⸗ 
dern es ſteht ihm lediglich das Recht der Erinnerung 
und der beſchwerenden Berichterſtattung an das k. 
Staatsminiſterium zu; 
die Aufnahme oder Zurückweiſung der angemeldeten 
Studirenden, Zuhörer und Hoſpitanten und die Ver⸗ 
pflichtung der aufgenommenen Studirenden und 
Zuhörer; 
die Anordnung und oberſte Leitung der Abſolutorial-, 
Stipendien⸗ und Diplomprüfungen; 
die Berufung und Leitung des Direktoriums und der 
allgemeinen Lehrerverſammlung, an welche er die er⸗ 
forderlichen Anträge zu bringen und deren Beſchlüſſe 
er nach den feſtgeſetzten Kompetenzbeſtimmungen ent⸗ 
weder ſofort zu vollziehen oder dem k. Staatsminiſte⸗ 
rium zur Entſcheidung zu unterbreiten hat; 
die Erſtattung eines Jahresberichtes an das k. Staats⸗ 
miniſterium über den wiſſenſchaftlichen, disziplinären 
und ökonomiſchen Zuſtand der Hochſchule auf Grund 
der eigenen Amtsthätigkeit und der von den Lehrer⸗ 
räthen der einzelnen Abtheilungen erſtatteten Berichte; 
die Oberaufſicht über die Gebäude, die Einrichtung 
und die den verſchiedenen Profeſſoren zur Ueberwa⸗ 
chung und Leitung anvertrauten Sammlungen und 
Inſtitute der Hochſchule; 

8) gemeinſchaftlich mit den Vorſtänden der einzelnen 
Abtheilungen die Aufrechthaltung der Disziplin nach 
Maßgabe der jeweiligen Disziplinarſatzungen. 

§. 19. Für jede Abtheilung der Hochſchule wird ein Vor- 
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ſtand beſtellt, welcher von ſämmtlichen bei der Abtheilung an⸗ 


geſtellten Profeſſoren aus der Mitte der ordentlichen Profeſſo⸗ 
ren derſelben für je drei Jahre gewählt wird. Die Wahl un⸗ 
terliegt der Allerhöchſten Beſtätigung. Der abtretende Vor⸗ 
ſtand iſt jederzeit wieder wählbar. Der Direktor kann nicht 
zugleich Vorſtand einer Abtheilung ſein. 

Erledigt ſich die Stelle des Vorſtandes während einer 
Wahlperiode, ſo hat ſofort eine Neuwahl für den Reſt der Pe⸗ 
riode ſtattzufinden. Für Fälle vorübergehender Verhinderung 
hat der im Dienſte älteſte ordentliche Profeſſor der Abtheilung 
die Stelle des Vorſtandes zu vertreten. 

§. 20. Die Abtheilungsvorſtände haben 

1) den Studirenden ſowohl in Bezug auf ihre Stu- 
dien als auch auf ihr Leben außerhalb der Hochſchule 
mit Rathſchlägen, freundſchaftlichen Erinnerungen und 
Warnungen beizuſtehen und gegebenenfalles ſich mit 
Eltern und Vormündern hinſichtlich des Verhaltens 
ihrer Söhne oder Mündel in geeignetes Benehmen 
zu ſetzen; 

2) über die Zweckmäßigkeit des geſammten Unterrichtes 
in ihrer Abtheilung zu wachen und dem Lehrerrathe 
Anträge zur Hebung und Vervollkommnung deſſelben 
vorzulegen; 
den Lehrerrath der Abtheilung zu berufen, in dem⸗ 
ſelben den Vorſitz zu führen und deſſen Beſchlüſſe 
nach den feſtgeſetzten Kompetenzbeſtimmungen entwe⸗ 
der ſofort zu vollziehen, oder dem Direktor zur mei: 
teren Behandlung zu übergeben; 

4) gemeinſchaftlich mit dem Direktor die Disziplin nach 

den beſtehenden Beſtimmungen aufrecht zu erhalten. 

§. 21. Das Direktorium wird vom Direktor, jo oft die⸗ 

ſer es für nothwendig erachtet, oder auf Anordnung des k. 

Staatsminiſteriums oder endlich auf Antrag von drei Abthei- 

lungsvorſtänden einberufen. Den Vorſitz führt der Direktor, 
das Protokoll der Sekretär der Hochſchule. 

Das Direktorium beſchließt nach einfacher Stimmenmehr: 
heit; bei Stimmengleichheit hat der Direktor die entſcheidende 
Stimme. 

§. 22. Das Direktorium hat die übereinſtimmende Durch⸗ 
führung der beſtehenden Verordnungen und beſonderen Ver: 
fügungen bezüglich der Hochſchule durch alle Abtheilungen der⸗ 
ſelben zu ſichern, und dem Direktor in allen wichtigen Fragen 
mit einem auf ſpezieller Sachkenntniß und Erfahrung beruhen⸗ 
den Rathe zur Seite zu ſtehen. Insbeſondere iſt dem Direk⸗ 
torium die Entſcheidung vorbehalten 

1) über den Vollzug der beſtehenden Anordnungen be⸗ 
züglich der Verwaltung und der Disziplin der Hoch⸗ 
ſchule, ſoweit es ſich um Maßregeln handelt, welche 
ſich gleichmäßig auf alle Abtheilungen beziehen, be⸗ 
ſonders über die einzelnen Vorſchriften bezüglich der 
Benutzung der Sammlungen und Inſtitute der Hoch- 
ſchule, die Hausordnung für die Gebäude derſelben 
und die Dienſtes⸗Inſtruktion für das Dienſtperſonal; 

2) über die Erlaſſung von Satzungen, Inſkriptions⸗, 
Gebühren- und Prüfungsordnungen, vorbehaltlich der 
Genehmigung derſelben durch das k. Staatsmini⸗ 
ſterium; 

3) über Disziplinarfälle, welche die jeweiligen Diszipli⸗ 
narſatzungen dem Direktorium zur Entſcheidung zus 
weiſen und über Ausſchließung von Hoſpitanten; 

4) über Anträge der Lehrerräthe einzelner Abtheilungen 
auf Ertheilung von Diplomen; 
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Stipendien an unbemittelte Studirende und 
6) über Vorſchläge, welche bezüglich der Habilitation 
von Privatdozenten auf Grund der Anträge der ein⸗ 
zelnen Abtheilungen an das k. Staatsminiſterium zu 
bringen ſind. 
§. 23. Das Direktorium hat alle Angelegenheiten, welche 
an die allgemeine Lehrerverſammlung zu bringen find, vorzu⸗ 
berathen, ſo daß derſelben ſchon beſtimmte Anträge zur Prüfung 
und Beſchlußfaſſung vorgelegt werden können. Es iſt jedoch 
verpflichtet, ſich nicht blos auf dieſe Vorbereitung der an die 
Lehrerverſammlung zu bringenden Anträge zu beſchränken, ſon⸗ 
dern die Vervollkommnung der Organiſation der Hochſchule un⸗ 
ausgeſetzt im Auge zu behalten, Verbeſſerungen anzuregen, auf 
beſtehende Gebrechen aufmerkſam zu machen und von ſich aus 
hierüber Anträge durch Vermittlung des Direktors unmittelbar 
an das k. Staatsminiſterium zu bringen, welches ſich auch die 
Erholung von Gutachten und Perſonal-Vorſchlägen vom Di⸗ 
rektorium jederzeit vorbehält. (Schluß folgt.) 


Königreich Preußen. 
Vormundſchafts⸗Ordnung. Geſetz vom 5. Juli 1875. 
(Schluß aus Nr. 37, Spalte 571.) 

IV. Beendigung der Vormundſchaft. 

§. 61. Die Vormundſchaft hört auf, wenn der Mündel die 
Großjährigkeit erreicht, wenn er für großjährig erklärt wird, 
wenn er in väterliche Gewalt tritt, und wenn das Ruhen der 
väterlichen Gewalt oder die Bevormundung des Vaters aufhört. 

Die Großjährigkeitserklärung eines Mündels iſt zuläſſig, 
wenn derſelbe das achtzehnte Lebensjahr zurückgelegt hat. Sie 
erfolgt mit Einwilligung des Mündels durch das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht nach geführter Sachunterſuchung. Verwandte ſo⸗ 
wie Verſchwägerte des Mündels find nach Maßgabe des F. 55 
zu hören. 

§. 62. Wird der Vormund oder der Gegenvormund hand⸗ 
lungsunfähig, ſo erliſcht das Amt deſſelben. 

Mit der Aufnahme des Mündels in eine Verpflegungsan⸗ 
ſtalt, deren Vorſtand nach $. 13 die Rechte eines geſetzlichen 
Vormundes erlangt, erliſcht das Amt des bisherigen Vormundes. 

§. 63. Der Vormund oder der Gegenvormund, welcher 
ſich pflichtwidrig erweiſt, ift von dem Vormundſchaftsgerichte zu 
entſetzen. 

Der Vormund oder der Gegenvormund, welcher ſich als 
geſetzlich unfähig erweiſt oder aus erheblichen Gründen ſeine 
Entlaſſung beantragt, oder welchem die zur Führung der Vor⸗ 
mundſchaft nach §. 22 erforderliche Genehmigung nicht ertheilt 
oder entzogen wird, iſt von dem Vormundſchaftsgerichte zu ent⸗ 
laſſen. Als erhebliche Gründe ſind namentlich anzuſehen die 
in §. 23 Nr. 4 — 7 angeführten Umſtände, wenn fie im Laufe 
der Vormundſchaft eintreten. 

Dieſe Vorſchriften finden auch auf den geſetzlichen Vor⸗ 
mund Anwendung. 

Die Beſchwerde gegen die erfolgte Entſetzung oder Entlaj- 
ſung iſt nur bis zum Alaufe von vier Wochen nach Zuſtellung 
der Entſcheidung zuläſſig. 

8. 64. Verheirathet ſich eine zum Vormunde beſtellte Frau, 
ſo hat das Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden, ob ſie zu ent⸗ 
laſſen ſei. Verwandte ſowie Verſchwägerte des Mündels ſind 
vorher nach Maßgabe des $. 55 zu hören. Die Beibehaltung 
iſt nur mit Einwilligung des Ehemannes zuläſſig. 


5) über Vorſchläge, welche bezüglich der Gewährung von 


| 
| 
| 
| 
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8.65. Stirbt der Vormund oder der Gegenvormund, jo 
ſind der Ueberlebende und die Erben verpflichtet, dem Vor⸗ 
mundſchaftsgerichte Anzeige zu machen. Die Erben haben für 
Sicherſtellung der in dem Nachlaſſe befindlichen Vermögensſtücke 
des Mündels zu ſorgen. 

Sind mehrere Vormünder beſtellt, jo wird durch den Ab⸗ 
gang eines Vormundes das vormundſchaftliche Amt der übri⸗ 
gen nicht aufgehoben. 

§. 66. Der Vormund ſowie der Gegenvormund hat nach 
Beendigung ſeines Amtes die Beſtallung an das Gericht zu⸗ 
rückzugeben. 

8.67. Der Vormund hat nach Beendigung feines Amtes 
dem bisherigen Mündel oder deſſen Rechtsnachfolger oder dem 
neu beſtellten Vormunde das verwaltete Vermögen herauszuge⸗ 
ben und binnen zwei Monaten Schlußrechnung zu legen. 

Der Gegenvormund hat die Schlußrechnung mit ſeinen Be⸗ 
merkungen zu verſehen und über die von ihm geführte Gegen⸗ 
vormundſchaft, ſowie über das von dem Vormunde verwaltete 
Vermögen jede erforderte Auskunft zu geben. 

Die Schlußrechnung iſt dem Vormundſchaftsgerichte einzu⸗ 
reichen. Dieſes hat dieſelbe dem bisherigen Mündel oder dej- 
fen Rechtsnachfolger oder dem neu beſtellten Vormunde zur Er- 
klärung vorzulegen und, wenn Ausſtellungen nicht gemacht wer⸗ 
den, die Entlaſtung herbeizuführen. 

Die Pflicht zur Legung der Schlußrechnung geht auf den 
Verwalter im Konkursverfahren und auf die Erben des Vor⸗ 
mundes über. Die zweimonatliche Friſt beginnt für die Erben 
vom Todestage des Vormundes, oder, wenn ihnen eine Ueber⸗ 
legungsfriſt zuſteht, vom Ablaufe der letzteren. 

§. 68. Von der Pflicht, Schlußrechnung zu legen, kann 
der Vormund von den Eltern oder dem Erblaſſer des Mündels 
nicht befreit werden. 

8. 69. Der bisherige Mündel, deſſen Rechtsnachfolger und 
der neu beſtellte Vormund ſind berechtigt, behufs Prüfung der 
Schlußrechnung die Vormundſchaftsakten einzuſehen. 

Dieſelben ſind verpflichtet, dem Vormunde und dem Ge⸗ 
genvormunde über treu und richtig geführte Vormundſchaft und 
über Ausantwortung des Vermögens Quittung und Entlaſtung 
zu ertheilen. 

Die Quittung und Entlaſtung iſt wegen einzelner Ausſtellun⸗ 
gen nicht zu verweigern. Wegen dieſer darf ein Vorbehalt ge— 
macht werden. Im Falle ſchriftlicher Beurkundung iſt der Vor⸗ 
behalt, um wirkſam zu ſein, in die Urkunde aufzunehmen. 

Die Anerkennung der Rechnung ſchließt den Beweis eines 
Irrthumes oder eines Betruges in der Rechnung nicht aus. 

8.70. Die von dem Vormunde geſtellte Sicherheit iſt zu= 
rückzugeben und die Löſchung der Sicherheitshypothek zu bewil⸗ 
ligen, ſobald dem Vormunde Quittung und Entlaſtung ertheilt 
worden iſt. Iſt bei der Quittung und Entlaſtung ein Vorbe⸗ 
halt gemacht, ſo hat das Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden, 
ob und wie viel von der Sicherheit zurückzubehalten oder von 
der Hypothek beſtehen zu laſſen ſei. 

V. Familienrath. 

§. 71. Ein Familienrath iſt zu bilden: 

1) wenn der Vater oder die Mutter des Mündels nach 
Maßgabe der in §. 17 für die Berufung eines Vor⸗ 
mundes gegebenen Vorſchriften die Bildung angeord⸗ 
net hat. 

2) wenn drei Perſonen, welche mit dem Mündel bis 
zum dritten Grade verwandt oder verſchwägert ſind, 
die Bildung beantragen, 
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3) wenn der Vormund oder der Gegenvormund die Bil: 
dung beantragen. 

Die Bildung eines Familienrathes unterbleibt, wenn ſie 
von dem Vater oder der Mutter nach Maßgabe der Vorſchrif— 
ten des F. 17 unterſagt iſt. 

Zum Eintritte in den Familienrath kann Niemand gezwun⸗ 
gen werden. 

8.72. Der Familienrath wird aus dem Vormundſchafts⸗ 
richter als Vorſitzenden und aus Verwandten oder Verſchwä⸗ 
gerten des Mündels als Mitgliedern gebildet. Andere Perſo⸗ 
nen können in denſelben berufen werden: 

1) durch den Vater oder die Mutter nach Maßgabe der 
Vorſchriften des §. 17, 
2) durch Beſchluß eines beſtehenden Familienrathes. 

Nur männliche Perſonen, welche zur Führung der Vor⸗ 
mundſchaft geſetzlich fähig ſind, können Mitglieder des Fami⸗ 
lienrathes werden. Die Giltigkeit der Beſtellung geſetzlich un⸗ 
fähiger Mitglieder iſt nach den Vorſchriften der §8. 25, 62 zu 
beurtheilen. 

Der Gegenvormund kann zugleich Mitglied des Familien⸗ 
rathes ſein. 

Die Zahl der Mitglieder beträgt höchſtens ſechs. 

$. 73. Soweit die Mitglieder des Familienrathes nicht 
durch den Vater oder die Mutter berufen ſind, oder die von 
dieſen Berufenen nicht eintreten oder Mitglieder ausſcheiden, 
erfolgt die Berufung der Mitglieder bis zur Herſtellung der 
Beſchlußfähigkeit durch den Vormundſchaftsrichter nach Anhö⸗ 
rung von Verwandten und Verſchwägerten des Mündels, jo: 
fern dieſelbe ohne Verzug geſchehen kann. 

Darüber, ob und welche Perſonen außerdem zu berufen 
ſind, beſchließt der Familienrath. 

9. 74. Die Mitglieder des Familienrathes werden von dem 
Vormundſchaftsrichter durch Verpflichtung auf treue und gewiſ⸗ 
ſenhafte Führung ihres Amtes beſtellt. Die Verpflichtung er⸗ 
folgt mittels Handſchlages an Eidesſtatt. 

8.75. Der Familienrath hat die Rechte und Pflichten des 
Vormundſchaftsgerichts. 

§. 76. Der Familienrath iſt nur bei Anweſenheit des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters und mindeſtens zweier Mitglieder beſchluß⸗ 
fähig. 

Sind außer dem Vorſitzenden nur zwei Mitglieder vorhan⸗ 
den, ſo hat der Familienrath ein oder zwei Erſatzmitglieder zu 
berufen und die Reihenfolge zu beſtimmen, in welcher dieſelben 
bei etwaiger Beſchlußunfähigkeit einzutreten haben. 

§. 77. Der Familienrath wird durch den Vormundſchafts⸗ 
richter auf den Antrag zweier Mitglieder, des Vormundes oder 
des Gegenvormundes oder von Amtswegen zuſammengerufen. 

Alle Mitglieder ſind mündlich oder ſchriftlich durch den 
Vormundſchaftsrichter einzuladen. 

Der Familienrath faßt ſeine Beſchlüſſe nach der Mehrheit 
der Stimmen der Anweſenden. Bei Stimmengleichheit giebt 
die Stimme des Vormundſchaftsrichters den Ausſchlag. 

§. 78. Zum Nachweiſe eines giltigen Beſchluſſes genügt 
die Unterſchrift des Vormundſchaftsrichters. 

Der Vormund kann verlangen, daß ihm die Bei üfe des 
Familienrathes ſchriftlich zugehen. 

Gegen die Beſchlüſſe des Familienrathes findet Beſchwerde 
nach Maßgabe des $. 10 ſtatt. 

Wird ein ſofortiges Einſchreiten erforderlich, ſo hat der 
Vormundſchaftsrichter die nöthigen Anordnungen zu treffen und 
unverzüglich den Familienrath zuſammenzuberufen, um dieſen 


von der getroffenen Verfügung in Kenntniß zu ſetzen und über 
die weiter zu ergreifenden Maßregeln einen Beſchluß herbeizu⸗ 
führen. 

$. 79. Die Mitglieder des Familienrathes können aus 
denſelben Gründen wie ein Vormund durch das Beſchwerdege⸗ 
richt entſetzt oder entlaſſen werden. 

Gegen Mitglieder des Familienrathes, welche ohne genü⸗ 
gende Entſchuldigung ausbleiben, kann der Vormundſchaftsrich⸗ 
ter eine Ordnungsſtrafe bis zu hundert Mark verhängen. 

Gegen die Verhängung der Ordnungsſtrafe findet Be: 
ſchwerde nach Maßgabe des F. 10 ſtatt. 

$. 80. Fehlt es an der erforderlichen Anzahl von geeig⸗ 
neten Perſonen zur Bildung oder Ergänzung des Familienra⸗ 
thes, ſo iſt die Vormundſchaft nach den Vorſchriften dieſes Ab⸗ 
ſchnittes I. IV. zu behandeln. 

Von der Auflöſung des Familienrathes ſind die bisherigen 
Mitglieder, der Vormund und der Gegenvormund durch den 
Vormundſchaftsrichter in Kenntniß zu ſetzen. 

Auch iſt dem Vormunde und dem Gegenvormunde eine 
neue Beſtallung zu ertheilen, die frühere aber zurückzugeben. 

Dritter Abſchnitt. 
Vormundſchaft über Großjährige. 
§. 81. Großjährige erhalten einen Vormund: 
1) wenn ſie für geiſteskrank erklärt ſind; 
2) wenn ſie für Verſchwender erklärt ſind; 
3) wenn ſie taub, ſtumm oder blind und hierdurch an 
Beſorgung ihrer Rechtsangelegenheiten gehindert ſind. 
§. 82. Abweſende Großjährige, über deren Aufenthalt ein 
Jahr lang keine Nachricht eingegangen iſt, oder welche an ih— 
rer Rückkehr, ſowie an der Beſorgung ihrer Vermögensange⸗ 
legenheiten gehindert ſind, erhalten einen Vormund zur Ver⸗ 
tretung bei ihren Vermögensangelegenheiten, inſoweit ſie dazu 
einen Bevollmächtigten nicht beſtellt haben oder Umſtände ein⸗ 
getreten find, welche die ertheilte Vollmacht aufheben oder de⸗ 
ren Widerruf zu veranlaſſen geeignet ſind. 

Aus dringenden Gründen kann Demjenigen, deſſen Auf⸗ 
enthaltsort unbekannt iſt, auch vor Ablauf eines Jahres ein 
Vormund beſtellt werden. 

Jeder, welcher dem Vormundſchaftsgerichte ein Intereſſe 
zur Sache nachweiſt, iſt berechtigt, die Einleitung der Vormund⸗ 


| ſchaft zu beantragen. 


Die nach dem geltenden Rechte beſtehenden Anſprüche der 
Erben auf die Verwaltung und Nutznießung des Vermögens ei⸗ 
nes Abweſenden werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

$. 83. Der Vater iſt geſetzlicher Vormund. In den Fäl⸗ 
len des §. 81 Nr. 3 und des §. 82 beginnt fein Amt, ſobald 
das Vormundſchaftsgericht den Grund zur Bevormundung feit: 
geſtellt hat. 

Die Ehefrau iſt zur Führung der Vormundſchaft fähig und 
hat die in dieſem Geſetze dem Ehemanne beigelegten Rechte. 

Im Uebrigen finden auf die Vormundſchaft über Groß— 
jährige die Vorſchriften des zweiten Abſchnittes dieſes Geſetzes 
entſprechende Anwendung. Insbeſondere iſt auch der Vormund 
eines Abweſenden berechtigt, für denſelben zu erwerben, Rechts⸗ 
ſtreite zu führen und nach Maßgabe des $. 50 Erbſchaften an⸗ 
zutreten. 

Dem Vormunde eines Abweſenden oder Verſchwenders 
kann auch bei nicht umfangreicher Vermögensverwaltung ein 
Honorar zugebilligt werden. 

$. 84. Die Vormundſchaft über einen Großjährigen hört 
auf, wenn der Grund zu deren Einleitung gehoben iſt, die über 
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einen Abweſenden namentlich auch, wenn derſelbe für todt, für 
verſchollen oder im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu 
Köln für abweſend erklärt worden iſt. 

8. 85. Die Einleitung und die Aufhebung der Vormund⸗ 
ſchaft über einen Verſchwender iſt von dem Vormundſchaftsge⸗ 
richte öffentlich bekannt zu machen. 

Vierter Abſchnitt. 
Pflegſchaft. 

§. 86. Die in väterlicher Gewalt oder unter Vormund⸗ 
ſchaft ſtehenden Perſonen erhalten einen Pfleger für Angelegen- 
heiten, bei welchen die Ausübung der väterlichen oder vormund⸗ 
ſchaftlichen Rechte erforderlich iſt, aber aus thatſächlichen oder 
rechtlichen Gründen nicht ſtattfinden kann. 

Bei einem Widerſtreite erheblicher Intereſſen mehrerer Mün⸗ 
del deſſelben Vormundes erhält jeder Mündel einen Pfleger. 

§. 87. Wird bei Zuwendungen an eine in väterlicher Ge⸗ 
walt oder unter Vormundſchaft ſtehende Perſon durch Anord— 
nung Desjenigen, welcher die Zuwendung gemacht hat, eine 
Pflegſchaft nöthig, ſo iſt der bei der Zuwendung Benannte 
zum Pfleger berufen. 

Von der Rechnungslegung während der Dauer der Pfleg— 
ſchaft, von der Sicherheitsſtellung und von der Nothwendigkeit 
der Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vormund— 
ſchaftgerichtes zu gewiſſen Handlungen kann der Pfleger bei der 
Zuwendung befreit werden. 

§. 88. Eine Leibesfrucht, welche unter Vorausſetzung ih: 
rer bereits erfolgten Geburt nicht unter väterlicher Gewalt ſte⸗ 
hen würde, erhält auf Antrag der Schwangeren oder auf Anz 
trag Desjenigen, deſſen Rechte durch eine mögliche Geburt be⸗ 
troffen werden, oder in geeigneten Fällen von Amtswegen ei⸗ 
nen Pfleger. 

§. 89. Iſt der Erbe eines Nachlaſſes unbekannt, ſo iſt zur 
Erhaltung des Nachlaſſes und zur Ausmittelung des Erben ein 
Pfleger zu beſtellen. 

Die in den einzelnen Landestheilen beſtehenden weiteren Be⸗ 
fugniſſe dieſes Pflegers werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

Auch bei nicht umfangreicher Vermögensverwaltung kann 
dieſem Pfleger ein Honorar zugebilligt werden. 


in der Zeit bis zum 1. Januar 1878 entlaſſen werden, wenn 
ſie zur Führung der Vormundſchaft oder Pflegſchaft ungeeig⸗ 
net erſcheinen, und weder nach Maßgabe der 88. 17, 87 als 
berufen zu erachten, noch nach Maßgabe der 88. 12, 83 geſetz⸗ 
liche Vormünder ſind. 

§. 94. Sind einem bisher beſtellten oder berufenen Vor⸗ 
munde oder Pfleger durch Verfügung der Eltern oder der Erb: 
laſſer des Mündels nach dem bisherigen Rechte zuläſſigerweiſe 
größere Befugniſſe eingeräumt, als dieſes Geſetz zuläßt, jo blei⸗ 
ben dieſe Befugniſſe beſtehen. 

§. 95. Die Befugniſſe, welche Eltern oder Ehegatten kraft 
geſetzlicher Nutznießung am Vermögen der Kinder oder kraft eheli⸗ 
chen Güterrechtes zuſtehen, werden von dieſem Geſetze nicht berührt. 

Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln hat der 
Vater nach dem Tode der Mutter die Rechte und Pflichten des 
geſetzlichen Vormundes. Schreitet der Vater zur ferneren Ehe, 
ſo iſt das Vermögen des Kindes unter Mitwirkung eines Pfle⸗ 
gers durch ein von dem Vater dem Vormundſchaftsgerichte ein⸗ 
zureichendes Verzeichniß feſtzuſtellen. 

Die in den übrigen Landestheilen beſtehenden Vorſchriften, 
welche vor oder nach der Eheſchließung eine Nachweiſung, Aus⸗ 
einanderſetzung oder Sicherſtellung des Vermögens erfordern, 
bleiben in Kraft. 

§. 96. Im Geltungsbereiche der Depoſitalordnung vom 
15. September 1783 kann die Auszahlung von Geldern aus 
dem Depofitum auf Grund der dem Vormunde erſt durch die⸗ 
ſes Geſetz übertragenen Rechte vor dem 1. Januar 1878 nicht 
verlangt werden. 

§. 97. Die Großjährigkeitserklärung eines in väterlicher 
Gewalt ſtehenden Kindes erfolgt mit Zuſtimmung des Vaters 
nach Maßgabe der Vorſchriften des zweiten Abſatzes §. 61. 
Die Anhörung von Verwandten oder Verſchwägerten des Kin⸗ 
des iſt nicht erforderlich. 

Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln findet 
die nach den bisherigen Vorſchriften zuläſſige Emanzipation 


nicht mehr ſtatt. 


§. 90. Außer in den Fällen der §§. 86—89 können Per⸗ 


ſonen, welche ſelbſt zu handeln außer Stande ſind und der vä— 
terlichen oder vormundſchaftlichen Vertretung entbehren, für 
einzelne Angelegenheiten oder für einen beſtimmten Kreis von 
Angelegenheiten einen Pfleger erhalten. 

§. 91. Auf die Pflegſchaft finden die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes über die Vormundſchaft entſprechende Anwendung; die 
Beſtellung eines Gegenvormundes iſt nicht erforderlich. 

Die Pflegſchaft hört auf, wenn der Grund zu deren Ein- 
leitung gehoben iſt. 

Fünfter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 

8.92. Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1876 in Kraft 
und findet auch auf die ſchwebenden Vormundſchaften oder 
Pflegſchaften Anwendung, ſoweit nicht in den nachſtehenden 
Paragraphen etwas Anderes beſtimmt iſt. 

Die vormundſchaftliche Thätigkeit der Familienräthe im Be⸗ 
zirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln, der Voluntairges 
richte im Bezirke des Juſtizſenates zu Ehrenbreitſtein, der Wai⸗ 
ſengerichte in den Hohenzollern'ſchen Landen und der Kirche 
ſpielsgerichte des Landes Hadeln hört auf. 

§. 93. Die bisherigen Vormünder oder Pfleger verbleiben 
in ihrem Amte; ſie können jedoch vom Vormundſchaftsgerichte 


$. 98. Die für großjährig Erklärten haben alle Rechte der 
Großjährigen. 

Daſſelbe gilt im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu 
Köln von den vor dem 1. Januar 1876 Emanzipirten, wenn 
fie das achtzehnte Lebensjahr zurückgelegt haben. Auf die vor 
dem 1. Januar 1876 Emanzipirten, welche das achtzehnte Le⸗ 
bensjahr noch nicht zurückgelegt haben, finden die bisherigen 


Vorſchriften mit der Maßgabe Anwendung, daß die dem Fa⸗ 


milienrathe und dem Landgerichte zugewieſene Thätigkeit von 
dem Vormundſchaftsgerichte auszuüben iſt. 

§. 99. Die Großjährigkeit tritt als Folge der Verheira⸗ 
thung nicht mehr ein. 

Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln erliſcht 
durch Verheirathung des Kindes die väterliche Gewalt. 

§. 100. Rückſichtlich der Vormundſchafts- und Pflegſchafts⸗ 


angelegenheiten der Mitglieder der Königlichen Familie und 


des Hohenzollern'ſchen Fürſtenhauſes behält es bei der Haus⸗ 
verfaſſung ſein Bewenden. 

8. 101. Die nach dem bisher geltenden Privat⸗Familienrechte 
der Häupter und Mitglieder der früher reichsſtändiſchen Fami⸗ 
lien begründeten Rechte werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

8. 102. Die Vorſchriften des gemeinen deutſchen Rechtes, 
des allgemeinen Landrechtes und der allgemeinen Gerichtsord⸗ 
nung für die preußiſchen Staaten, des rheiniſchen Zivilgeſetz⸗ 
buches und der in den einzelnen Landestheilen geltenden Ord⸗ 


589 Preußen: Befrei. v. Kommunalauflag. B. 25. Nobr. 1867 u. 30. Juli 1870. 


Preußen: Theilnahme an Leichenbegängniſſen. Vom 26. Mai 1877. 590 


nungen und Geſetze über das Vormundſchaftsweſen, welche in 
dieſem Geſetze nicht ausdrücklich aufrecht erhalten ſind, werden 
aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Koblenz, den 5. Juli 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. 
Friedenthal. 


Miniſterial⸗Erlaſſe, die Befreiung der Geiſtlichen und Elemen⸗ 
tarlehrer von allen direkten Kommunalauflagen betreffend. Vom 
25. November 1867 und 30. Juli 1870. 


25 
Berlin, den 25. November 1867. 

Ew. Exzellenz haben am Schluß des dem mitunterzeichne— 
ten Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten erſtatteten ge⸗ 
fälligen Berichtes vom 10. Auguſt d. J., betreffend die Be- 
ſchwerde des Pfarrers N. und Genoſſen im Kreis N. wegen 
Heranziehung zu Kreislaſten den Wunſch ausgeſprochen, daß die 
Frage der Heranziehung der Geiſtlichen und Lehrer zu Kreis⸗ 
laſten eine gleichmäßige und zweifelloſe prinzipielle Feſtſtellung 
finden möge. 

Mit Bezug hierauf erwidern wir Ew. Exzellenz ergebenſt, 
daß Geiſtliche und Elementarlehrer hinſichtlich ihrer 
Beſoldungen und Emolumente überall gleichmäßig 
von allen direkten Kommunalauflagen — ſowohl der 
einzelnen bürgerlichen Stadt: und Landgemeinden als der weis 
teren kommunalen Körperschaften (Armenverbände u. ſ. w.) 
und der kreis-, kommunal- und provinzialſtändiſchen Verbände 
— vollſtändig freizulaſſen ſind. Daß dies den beſte⸗ 
henden geſetzlichen Beſtimmungen entſpricht, ergiebt ſich ſchon 
aus dem Zirkular⸗Erlaß vom 2. Juni 1856 (Miniſterialblatt 
der inneren Verwaltung Seite 167 ff.), deſſen Ausführungen 
in Abſatz 4 nicht weniger für eine ſoweit auszudehnende An⸗ 
wendbarkeit der Beſtimmungen im F. 10 f. des Geſetzes vom 
11. Juli 1822 geltend zu machen ſind, als ſie dort für eine 
gleich ausgedehnte Anwendbarkeit des 8. 3 I. c. geltend ge⸗ 
macht werden. — — — — 

Berlin, den 25. November 1867. 

Der Minifter der geiſtlichen e. Der Miniſter des Innern. 
Angelegenheiten. Graf zu Eulenburg. 
v. Mühler. 
An 
den K. Oberpräſidenten ꝛc. 
M. d. g. A. E. U. 19492. 
M. d. J. I. B. 7233. 


2. 
Berlin, den 30. Juli 1870. 

Wie der Königlichen Regierung unter dem 11. v. M. mit⸗ 
getheilt worden iſt, hat der Magiſtrat zu N. gegen Ihre Ver⸗ 
fügung vom 14. März cr. die Befreiung des Rektors an der 
dortigen Stadtſchule, ſowie des Rektors und der Lehrer an der 
höheren Töchterſchule daſelbſt von direkten Kommunal⸗Abgaben 
betreffend, Rekurs ergriffen. 

Nachdem wir von den mit dem Berichte vom 20. v. M. 
hierher eingereichten, über die Organiſation der höheren Töch⸗ 
terſchule in N. ſprechenden Schriftſtücken Einſicht genommen 
haben, können wir die Verfügung der Königlichen Regierung, 
ſoweit ſie ſich auf die gedachte Anſtalt bezieht, nicht aufrecht 
erhalten. 5 


Die Lehrer an der höheren Töchterſchule in N. 
können nicht als Elementarlehrer im Sinne des Alinea 12 6. 4 
der Städteordnung vom 30. Mai 1853 angeſehen werden und 
haben demzufolge keinen Anſpruch auf Befreiung 
von Kommunalſteuern. 

Die Königliche Regierung hat demnach von Ihrer Verfü⸗ 
gung, welche dieſelbe anordnet, Abſtand zu nehmen. 

Dagegen unterliegt es keinem Zweifel, daß die Stadt— 
ſchule in N. zu den Stadtſchulen zählt, und daher nicht 
blos die an ihr angeſtellten Lehrer, ſondern auch der 
Rektor nicht zu den Kommunalſteuern herangezogen 
werden dürfen, da für Entſcheidung dieſer Frage die per⸗ 
ſönliche Qualifikation nicht maßgebend ift, ſondern lediglich die 
Kategorie der Schule, an welcher die Betreffenden angeſtellt find. 

Berlin, den 30. Juli 1870. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. 

Angelegenheiten. 
v. Mühler. 


Der Miniſter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 


An 
die Königliche Regierung zu N. 
U. 19121 M. d. g. 2. 
J. B. 5848 M. d. J. 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Minden, die Theil⸗ 
nahme der Lehrer und Schüler an den Leichenbegängniſſen be⸗ 
treffend. Vom 26. Mai 1877. 

Minden, den 26. Mai 1877. 

Zur möglichſten Beſeitigung der durch Theilnahme der Leh⸗ 
rer und Schüler an den Leichenbegängniſſen der Schule und 
den Schülern erwachſenden oft großen Störungen und Nach⸗ 
theile treffen wir nach Einvernehmen mit dem Königl. Konſiſto⸗ 
rio zu Münſter folgende Beſtimmungen: 

1. Durch Leichenbegängniſſe, an welchen ein Lehrer als 
Kantor, Küſter, Organiſt mit ſeinen Schülern ſich zu betheiligen 
hat, darf der vormittägliche Schulunterricht niemals geſtört 
werden. Unterrichtsſtunden, welche um einer Beſtattung wil⸗ 
len des Nachmittags ausfallen, ſind thunlichſt an freien Nach⸗ 
mittagen in der Woche nachzuholen. 

2. Der Geſang im Sterbehauſe darf eine Dauer von 15 Mi⸗ 
nuten, am Grabe von 10 Minuten nicht überſchreiten. Auf dem 
Wege zum Kirchhofe fällt der Geſang der Schüler künftig aus. 

3. Hat der Sterbeort nicht ſelbſt einen Kirchhof, ſondern 
findet die Ueberführung der Leiche nach dem Kirchhofe des 
Kirchdorfes ſtatt, ſo haben die Lehrer und die Schule des Ster⸗ 
beortes — falls ſie nicht mit Ausſchluß der Kantorſchule allein 
die Leiche bis zum Grabe die Folge geben — die Leiche nur 
bis zur Grenze (dem letzten Hauſe) des Sterbeortes zu geleiten 
und der Kantor des Kirchdorfes nebſt ſeinen Schülern hat die⸗ 
ſelbe nicht auf einer Station von dem Kirchdorfe, ſondern un: 
mittelbar am Kirchhofe ſelbſt in Empfang zu nehmen. 

4. Die Betheiligung der Schüler iſt in der Regel auf die 
Schüler der Oberklaſſe zu beſchränken und auch bei dieſen iſt 
auf deren Geſundheit die ſorgfältigſte Rückſicht zu nehmen und 
ein Zwang von Schulaufſichts wegen, falls die Eltern die Er⸗ 
laubniß verſagen, ausgeſchloſſen. 

Ew. ꝛc. beauftragen wir, dieſe Beſtimmungen den Schulvor⸗ 
ſtänden und Lehrern zur genaueſten Beachtung zur Kenntniß zu 
bringen und ſelbſt auf deren Befolgung mit Sorgfalt zu halten. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 

An v. Schierſtedt. 
ſämmtliche Herren Kreisſchulinſpektoren des Bezirks. 
I. M. 688. 
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Die Redaktion. 
Fr. Eduard Keller. 
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